
Es ist schon eine verrückte
Welt: Die Zeiten, da man sich
nach einem Taxi die Finger
wund telefonierte, sind noch
nicht vergessen, da bieten sich
jetzt ganz andere Bilder: Taxi-
fahrer und ihre Autos stehen
in Berlin Schlange, warten auf
Kunden und Einnahmen.

Der Grund ist schnell ermit-
telt: Die „Fuhren" kosten
mehr. 3,40 DM Grundgebühr
und 1,69 DM pro Kilometer
am Tag sind einfach zu viel.
Über Nacht wurden mit der
Währungsunion die Ost-Berli-
ner Preise denen in Westber-
lin „angeglichen", was eine
Verdoppelung mit sich bringt.
Auch dabei hat man wiederum
ein „kleines Problemchen"
nicht bedacht — die Einkom-
men verdoppelten sich nicht.

Ostberlins Taxifahrer sind
sauer und haben das auch un-
mißverständlich angezeigt. Am
späten Freitagabend blockier-
ten sie für etwa 30 Minuten
Straßen im Zentrum. Sollte
das nicht wirksam genug ge-
wesen sein, und würden vom
Magistrat in Aussicht gestellte
Verhandlungen im Sande ver-
sickern, wollen sie auch inmit-
ten des dickesten Berufsver-
kehrs Straßen dichtmachen.

Streiks und Blockaden fin-
den im allgemeinen nicht ein-
hellig Zustimmung, in diesem
Fall aber dürften sich auch
potentielle Fahrgäste für die
Rücknahme der jetzigen Preise
einsetzen. Die Taxifahrer wol-
len sich für zwei DM Grund-
gebühr und für 1 DM pro ge-
fahrene Alltagskilometer stark
machen.

Daß die Situation von nicht
„ordentlichen" Unternehmen
ausgenutzt wird, heißt zusätz-
lich öl ins Feuer gießen. Manch
ein Schwarzfahrer versucht
jetzt, sich eine goldene Nase
zu machen.

Hoffen wir auf Vernunft im
Roten Rathaus und auf ein
Einlenken — damit würden
alle am besten fahren.

(ADN-bln). Über die künftige
Verfassung für Ostberlin berieten
am Sonnabend der' Vorsitzende
des Ausschusses „Einheit Berlins"
der Stadtverordnetenversamm-
lung, Knut Herbst, und Vertreter
der evangelischen und katholi-
schen Kirche. Daran nahmen Kon-
sistorialpräsident Stolpe, Ober-
konsistorialrat Pettelkau sowie
Generalvikar Steincke teil.

Die Kirchenvertreter plädierten
dafür, in der künftigen Verfas-
sung ausdrücklich das Recht der
Kirche als Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts zu verankern.
Sie setzten sich außerdem dafür
ein, daß per Verfassung die Mög-
lichkeit eingeräumt wird, an den
Schulen Religionsunterricht zu
erteilen. Knut Herbst stimmte
dem zu und meinte, im Sinne
einer multikulturellen Gesell-
schaft müsse aber auch über den
Unterricht in anderen Religionen
nachgedacht werden.

Ein weiteres Thema war die
Formulierung im Verfassungsent-
wurf, wonach das ungeborene Le-
ben und das Recht der Frauen auf
selbstbestimmte Schwangerschaft
durch eine gerechte Konfliktrege-
lung in Verbindung mit dem An-
gebot sozialer Hilfen zu schützen
sei. Die Kirchenvertreter melde-
ten Änderungsbedarf an. Knut
Herbst unterstrich dazu, es sei
Wille der SPD, einen Diskussions-
prozeß einzuleiten, der die Fri-
stenregelung berücksichtigt.

(ADN-bln). Berliner Polizisten
aus Ost und West dürfen jetzt im
jeweils anderen Stadtteil in Uni-
form auftreten. Wie ein Sprecher
des VP-Präsidiums mitteilte, ha-
ben die Polizisten jedoch keine
Amtsbefugnis und dürfen keine
Waffe tragen. Sie halten sich in
Uniform lediglich im Rahmen
des Beamtenauslauschs im Ost-
beziehungsweise Westteil der
Stadt auf.

Die Alliierten hatten ein Verbot
aus dem Jahre 1956 aufgehoben,
der den Polizisten das Tragen der
Uniform bei einem Aufenthalt im
jeweils anderen Stadtteil unter-
sagte.

Berlin (West) (ADN-bln). Die
Fahnen der früheren deutschen
Ostprovinzen Schlesien, Ostpreu-
ßen und Pommern wurden jetzt
aus dem Plenarsaal des Abge-
ordnetenhauses entfernt. Der Be-
schluß dazu war Ende Mai gefaßt
worden.

Auch die Trauerflore an den
Fahnen der fünf ehemaligen auf
DDR-Gebiet liegenden Länder
Brandenburg, Mecklenburg,
Sachsen-Anhalt, Thüringen und
Sachsen wurde abgehängt.

Die „Hauptstadt aller Leierkastenspieler" hatte ihr großes Wochenende: 280 Drehorgel-Experten trafen sich zum Festival in Berlin. Am
Sonntag wurden die „Linden" in regelrechte Leierkasten-Klangwolken gehüllt, vorher hatte man auf dem Ku-Damm,für Aufsehen gesorgt.
Vor 200 Jahren begann in Berlin der ßau-der ersten Drehorgeln . , - ND-Foto: Axel Lenke

Sesambrötchen, Eierwecken,
Mohnzöpfe, auch, die gute alte
Schrippe und andere leckere Dinge
werben jetzt überall in den Lä-
den um die Käufergunst. Was
wird das für eine Qual der Wahl,
wenn es künftig um die Früh-
stücksmarmeladenunterlage geht.
Vom Preis reden wir mal nicht,
an den (von Fall zu Fall unter-
schiedlichen) werden wir uns ge-
wöhnen (müssen). - Bako, jetzt
Cityback, hat Brot- und Bröt-
chenvarianten versprochen, bei
denen einem schon vom Hinhören
der Appetit kommt. Wird die
Großbäckerei-Schrippe (sofern sie
eine Möglichkeit erhält, in die
Läden zu gelangen) zu einer Kon-
kurrenz" für die vom privaten,
Bäcker? Haben diese eine Chance
für die Zukunft? ••~""Pi?--

Hartmut ^Spaethe, Chef der
Ostberliner 'Bäcker- und Kondi-
toreninnung, sieht die Zukunft
seines Berufsstandes optimistisch.

Wieder! Denn jahrelang sah es
so aus, als sollten unsere Enkel
dereinst ganz und gar auf die
„Fließbandschrippe" angewiesen
sein. Ursachen dafür gab es viele.
Wer steht beispielsweise gern
mitten in der Nacht auf?
Und dann der Ärger mit den
museumsreifen Maschinen.. Auf
eine neue Knetmaschine mußte
der Bäcker länger warten als auf
einen Wartburg — ganze 18 Jahre.
Dann kamen Modelle, die eigent-
lich auch den-Ahnen Freude be-
reitet hätten. Das .ist nun gottlob
Geschichte, jetzt gibt es Kredite,
für die jeder Bäcker modernste
Technik dort kaufen kann, wo er
Will. Jetzt kann er wieder was
verdienen, das frühe Aufstehen
macht sich -für ihn auch in der*
Kasse bemerkbar. *

Zahlreiche Berliner profitieren
davon, aus manchem lange ge-
schlossenen Bäckerladen gleich

um die Ecke duftet es wieder ver-
führerisch. Etwa 35 Private ka-
men seit Anfang des Jahres hinzu,
insgesamt gibt es im Ostteil der
Stadt jetzt 240.

Und das Angebot? Ich habe ver-
sucht, mich durch Meister Spae-
thes Brötchenkorb zu „futtern",
es gelang mir nicht. Es gibt allein
acht Sorten,, hinzu • kommen
Weißbrot, Kuchen, Torten,
Kekse . . . Ähnlich ist es bei ande-
ren Bäckern. „Und wenn City-
back zehn Brötchensorten auf den
Tisch bringt, werden wir zwölf
dagegenhalten", erfahre ich von
Hartmut Spaethe. „Außerdem,
nur wir Privaten können das Brot
ofenfrisch dem Kunden in die
Tasche schieben." Welcher Kunde
mag selche „Schiebereien" nicht!
Alles super also?

Mitnichten! Gleich den Innungs-
meistern aller Bezirke hat auch
Meister Spaethe erst vor wenigen

Tagen eine Protestresolution un-
terschrieben, die der Regierung
zugestellt wurde. Sie fordern die
Aufhebung einer Anordnung, die.
besagt, daß Rohstoffe, die es bei
uns nicht gibt, nur in geringen
Mengen eingeführt werden dür-
fen. Nur, woher Sesam- und Son-
nenblumenkerne beispielsweise
nehmen? Die Berliner Bäcker
sind entschlossen: Geht es nicht
über den offiziellen Weg, wird
sich ein anderer finden. Die ver-
gangenen Monate bewiesen hin-
länglich, daß ganz andere Dinge
möglich waren und von der Re-
gierung geduldet wurden, die, so
sehe ich es zumindest, nicht ge-
rade sehr kundenfreundlich wa-
ten. Was die bewußten Sesam-
und Sonnenblumenkerne angeht,
dürfte doch auch keine LPG ihr
Veto einlegen, weil sie auf ihren
Produkten sitzenbleiben. Denn
wo, bitteschön, werden derlei
Pflanzen bei uns angebaut?

Der Unabhängige Frauenverbahd
sei am Schnittpunkt seiner Ent-
wicklung angelangt, stellte Spre-
cherin Christiane Schindler am
vergangenen Samstag auf einer
Vollversammlung der Berlinerin-
nen fest und gliederte das bis-
herige Wirken des UFV in zwei
Phasen.

In euphorischer Aufbruchstim-
mung hatten sich im 89er Herbst
Frauen zusamrhengetan, den
Verband gegründet und binnen
kurzer Zeit zu einem Faktor wer-
den lassen, mit dem man rechnen •
mußte.

Volkskammerplätze jedoch soll-
te nicht eine der UFV-Kandida-
tinnen besetzen können. Infolge
eines Machtgerangeis mit dem
„Bündnispartner" Grüne Partei
konnte der Verband sein Ziel, auf
höchster parlamentarischer Ebene
Fraueninteressen zu vertreten,
nicht verwirklichen. Mit- diesem
(Ein-)Bruch begann die zweite
Phase des UFV, in der es nach
Enttäuschung und Depression nun
darum geht, bereits Erreichtes zu
halten. Denn mancherorts wer.
den Gleichstellungsstellen bereits
wieder beseitigt oder verkom-
men — vollgepackt mit weiteren
Bereichen wie Behinderte, Aus-
länder, Soziales — zu Alibiämtern.
Der Gleichstellungsbeauftragten.

des Ministerrates, Dr. Marina
Beyer, so Christiane Schindler,
wurden Kompetenzen entzogen.
Sie besitzt nicht mehr das Recht,
Vorlagen einzusehen, selbst ein-
zubringen oder gegen Entschei-
dungen des Kabinetts ihr Veto
einzulegen.

Die Frage nach dem Wie wei-
ter? stand im Mittelpunkt der

-mehrstündigen Diskussion. Zu-
rückziehen auf kommunale Pro-
jektarbeit, organisierten Schutz
und Selbsthilfe oder beharren auf
politisch-parlamentarischer Inter-
essenvertretung? Fazit der Voll-
versammlung: Der Unabhängige
Frauenverband muß auf allen
Ebenen arbeiten. Seine Gruppen,
Projekte, die Abgeordneten und
Gleichstellungsbeauftragten sollte
ein Netz verknüpfen, durch das
alle Anregung und Inspiration er-
fahren. Wichtig fanden die Ber-
linerinnen das Vorhaben, einen
Runden Tisch zu installieren.

Noch ist der Verband eine ge-
sellschaftlich-relevante Größe.
Will er es bleiben, ist neben funk-
tionierenden Strukturen vor
allem aber eine Programmatik
gefragt, die dem galoppierenden
Anschluß nicht hinterherhinkt,
sondern in diesem Prozeß aktive
Politik für Frauen betreibt.

Dresden (ND-Lauterbach). Der
sich stürmisch vollziehende Wan-
del aller gesellschaftlichen Berei-
che und der Menschen in diesem
Lande auf dem Weg zur deut-
schen Einheit schließe das Ge-
sundheitswesen voll ein. Tempo
sei gefragt, Qualität und Beson-
nenheit jedoch zugleich dringend
erforderlich. Diesen Ausgangs-
punkt setzte am Sonntag der Mi-
nister für Gesundheitswesen Prof.
Dr. Jürgen Kleditzsch für sein
Grundsatzreferat anläßlich des

1. Sächsischen Landeszahnärzte-
tages in Dresden.

Zur künftigen Struktur der me-
dizinischen Versorgung sei die
Fortführung des derzeitigen Be-
treuungsmodus zu gewährleisten
bei gleichzeitiger Angleichung an
bundesdeutsche Verhältnisse, Der
Privatisierung werde künftig be-
sondere Förderung zuteil, wobei
Polikliniken, Ambulatorien und
das betriebliche Gesundheitswe-
sen auch weiterhin eine Perspek-
tive hätten. \

Berlin (West) (ADN-bln). Die Al-
ternative Liste, Koalitionspartner
der SPD im Abgeordnetenhaus,
wird sich in dieser Wo-
che als Landesverband der Bun-
despartei der Grünen anschlie-
ßen. Das beschloß die Vollver-
sammlung der Partei am Freitag-
abend bei wenigen Gegenstim-
men. Der neue Landesverband
führt als Zusatzbezeichnung den
Namen Alternative Liste für De-
mokratie und Umweltschutz und
nennt sich Grüne/AL. Gleichzei-
tig wurde eine neue Satzung ver-
abschiedet. •

Ein attraktiver Touristenmagnet
für Wassersportler und eine für
ihre Bürger lebenswerte Stadt
soll Waren an der Müritz in Zu-
kunlt sein. Das strebt die jüngst
konstituierte Stadtverordneten-
versammlung an. Vorrang erhält
die Altstadt. In den vergangenen
Jahren war sie auf Grund der
Grünen-Wiese-Baupolitik, so der
Abteilungsleiter für Stadtplanung
Klaus Thiele, im wesentlichen
sich selbst und damit dem Verfall
überlassen. Das will man nun än-
dern.

Demnächst wird den Bürgern
eine Konzeption zur Sanierung
und Neugestaltung zur Diskussion
gestellt. Man will möglichst viele
Vorschläge der Einwohner be-
rücksichtigen. Schon registriert
ist das von der Denkmalpflege
e. V. Waren eingebrachte Ergeb-
nis einer von ihren Mitgliedern
durchgeführten Stadtbesichti-
gung. Diese Bürgerinitiative, die
sich schon seit Jahren, jedoch
meist vergeblich, für die Rettung
der Altstadt einsetze, hat nun
eine Liste aller erhaltenswerten
historischen Häuser und wertvol-
ler Baudetails vorgelegt. Stadt-

baudirektor Dr. Harald Korthals
wertet dies als einen Anfang. Er
erwartet von der öffentlichen
Diskussiop vor allem einen Inve-
stitionsschub privater Hausbesit-
zer, Gewerbetreibender, Firmen-
gründer und auch das Engage-
ment der Bürger für eine Spen-
denaktion. Denn auch in Waren
wird das Baugeschehen künftig
im geringsten Umfang von staat-
licher Seite gefördert werden. Es
wird hauptsächlich in privaten
und genossenschaftlichen Händen
liegen. Und da ist mehr Initiative
gefordert. Denn es fehlen in der
Stadt noch Hunderte Wohnungen
und auch Gewerberaum für viele
der 180 neuen Handwerker und
Gewerbetreibenden, die die Stadt
dringend braucht. Ob die Rech-

nung aufgeht, ist noch ungewiß.

Bisher war der erwartete Bau-
boom ausgeblieben. Die zögerliche
Regierungspolitik bei gesetzlichen
Regelungen für die Kommunen,
bei Eigentumsfragen oder für
Kredite, haben allgemein zu ab-
wartenden Haltungen geführt,
räumte der Stadtbaudirektor ein.
Doch nach der Währungsunion
sei Optimismus berechtigt.

Immerhin sitzen auch die ört-
lichen Baubetriebe in den Start-
löchern. Aus den ehemaligen
zwei volkseigenen Betrieben ha-
ben sich inzwischen fünf selb-
ständige -Mittelbetriebe als
GmbH, AG oder EG herausgebil-
det. Zur Zeit werden von den
insgesamt 400 Werktätigen haupt-
sächlich alte und einige wenige
neue Aufträge bearbeitet, meint

'der ehemalige Direktor des VEB
(K) Bau Waren, Werner Micheels.
Bis Jahresende jedoch reichte
es nicht. Auch sie sehen mit ihren
neuprofilierten Angeboten von
Baustoffen, Hoch- und Heizungs-
bau bis'hin zur dringend benötig-
ten Projektierung Chancen im
Wettbewerb um die Erneuerung
der „Stadt. Hier hat auch der
Stadtbaudirektor die wenigsten
Bedenken. Seine Meinung: Wir
haben Arbeit mehr als genug, die
wir gar nicht alleine schaffen
werden. Er setzt deshalb nicht
nur auf Unterstützung der Part-
nerstädte Schleswig und Springe
in Nordrhein-Westfalen, son-
dern auch auf größere Flexibili-
tät im Bauwesen selbst.

Die AL stellte der SPD Bedin-
gungen für die Fortsetzung des
rot-grünen Bündnisses. Sie will
die Zusicherung, daß in Zukunft
die drei AL-Vertreterinnen im Se-
nat nicht mehr überstimmt wer-
den wie zuletzt bei der Entschei-
dung zum Verkauf eines Grund-
stücks am Potsdamer Platz an
Daimler-Benz.

Die Fraktionsspitzen von SPD
und AL hatten mehrere Stunden
über ein 56 Punkte umfassendes
Programm für den Rest der Le-
gislaturperiode verhandelt. Die
Gespräche sollen am Montag wei-
tergeführt werden.

(ADN). Dem Berliner Friedrich-
stadtpalast fehlt Geld — die noch
vom alten Magistrat zugesicher-
ten 27, Millionen Mark Subven-
tionen — Zahltag war der 1. Juli
— stehen auf dem Haus-Konto
noch nicht zu Buche. Damit ist
schon das nächste Revue-Pro-
gramm „Kjeck ma an" — Pre-
miere soll Ende September sein —
in Gefahr.

Ohne Geld können aber keine
Produktionen vorbereitet, keine
Verträge mit Gästen abgeschlos-
sen werden, droht der traditions-
reichen Einrichtung letztlich der
Ruin. Mit den Protagonisten der
nächsten Revue, Helga Hahne-
mann und Alfred Müller, hat der
Chef Reinhold Stövesand „auf
eigene Faust" Verträge abge-
schlossen. Um wirtschaftlich bes-
ser dazustehen, ist daran gedacht,
die Eintrittspreise zu erhöhen:
Karten für die Große Revue sol-
len 10 bis 50 DM kosten, für die
kleine Spielstätte 40 DM plus
einem Bon für gastronomische
Leistungen von 30 DM. Die Ga-
stronomie wird verpachtet.

Berlin. Die erste gesamtdeut-
sche Fachausstellung für das
Schuhmacher- und Orthopä-
dieschuhmacherhandwerk hat
am Wochenende im Technolo-
gie- und Ausstellungszentrum
Berlin-Wuhlheide stattgefun-
den. Der Staatssekretär im
Wirtschaftsministerium der
DDR, Dr. Gunter Halm ver-
sprach in seiner Begrüßungs-
rede Unterstützung für einen
leistungsfähigen Mittelstand
und somit auch für das Schuh-
macherhandwerk.

Die Präsentation sollte dazu
beitragen, Geschäftsbeziehun-
gen anzubahnen und Fach-
informationen auszutauschen.
Besonderes Interesse zeigten
Berufskollegen aus allen Tei-
len der DDR für moderne ma-
schinelle Werkstattausrüstun-
gen, Kleinmaschinen und
'Werkzeuge sowie für die Viel-
falt des in der Bundesrepublik
verwendeten Besohl- und Ab-
satzmaterials. Aus der DDR
waren unter anderem die Ber-
liner Schleifmittel GmbH so-

' wie der Orthopädie- und
Schuhbedarf Berlin vertreten.
Das bundesdeutsche Unterneh-
men bama aus Mosbach kün-
digte eine Kooperation mit
dem Dresola-Werk Dresden an.

Berlin (West). Für 100 Jugend-
liche aus dem Ostteil der'Stadt
hat der Westberliner Senat
Ausbildungsplätze im Verwal-
tungsdienst zur Verfügung ge-
stellt. Wie es in einer Presse-
mitteilung heißt, sollten die
Anwärter nicht älter als 25
Jahre sein. Die zweieinhalb-
bis dreijährige Ausbildungszeit
entspreche inhaltlich den
Beamtenausbildungen in West-
berlin und ende mit einer
staatlichen Prüfung. Der fach-
theoretische Teil der Ausbil-
dung erfolge an den Westber-
liner Ausbildungseinrichtun-
gen.

Beginn für die Aubildung,
deren Kosten mit Ausnahme
der Vergütung der Senat über-
nimmt, ist voraussichtlich der
1. September. Bewerbungen
sind bis zum 20. Juli an die
Magistratsverwaltung für In-
neres in der Ferdinand-
Schultze-Straße 55 in Berlin
1092 zu richten.. Weitere Aus-
künfte werden unter der Tele-
fonnummer 55 44 56 82 erteilt.

.Weimar. Als erster in der DDR
konstituierte sich am Sonn-
abend in Ayeimar der Land-
kreistag Thüringen. Stimmbe-
rechtigt an der Wahl von Prä-
sidium und Satzung nahm
auch der bisher zum Bezirk
Halle gehörende Kreis Artern
teil. Dessen Einwohner hatten
sich bei den Kommunalwah-
len im Mai zu mehr als 80
Prozent für eine Zugehörigkeit
zum künftigen Land Thürin-
gen entschieden. In den Krei-
sen Altenburg und Schmölln
(Sachsen), die als Gäste ver-
treten waren, gibt es noch
Bürgerbefragungen.

Um den künftigen Sitz des
Thüringer Landkreistages in
Weimar oder Erfurt entbrannte
unter den Vertretern der ins-
gesamt 32 Kreisverwaltungen
eine längere Diskussion. Mehr-
heitlich entschieden sie sich

schließlich für die im Sat-
zungsentwurf vorgesehene
Variante mit Sitz in der Lan-
deshauptstadt. Bis zu deren
Benennung bleibt der Land-
kreistag in Weimar. Zum Prä-
sidenten wurde der 46jährige
Landrat "von Gotha, Dr. Dieter
Reinholz (CDU), gewählt.

Halle. Künftige Patientenver-
sorgung und dazu erforderliche
Sicherung des ärztlichen Be-
rufsstandes waren beherr-
schende Themen des 1. Ärzte-
tages Sachsen-Anhalt am
Sonnabend in Halle. Es gehe
darum, an Stelle staatlicher'
Verwaltung der ärztlichen Tä-
tigkeit die Selbstverwaltung
durch die Ärztekammer als
Körperschaft des öffentlichen
Rechts zu setzen, sagte deren,
Präsident, Prof. Dr. Walter
Brandstädter (Magdeburg).

Die Delegierten aus 41 Krei-
sen des.neu zu bildenden Lan-
des bestätigten den geschäfts-
führenden Vorstand der
Ärztekammer, dem vier Medi-
ziner aus dem Bezirk Magde-
burg und fünf aus dem Bezirk
Halle angehören. Sie verab-
schiedeten auch „Thesen zur
ambulanten und stationären
ärztlichen Patientenversor-
gung" sowie Entwürfe zum
Kammergesetz für die Heilbe-
rufe in Sachsen-Anhalt und
weitere Grundsatzpapiere.

Am Ärztetag Sachsen-Anhalt
beteiligten sich Fachkollegen
aus Niedersachsen, die unter .
anderem zu den Aufgaben und
zur Arbeitsweise einer Ärzte-
kammer referierten sowie Er-
läuterungen zur berufsständi-
schen Altersversorgung gaben.

Berlin. Rund 40 Mädchen und
Jungen aus Ost- und West-
berlin, die sich vor 14 Tagen
auf eine Radtour nach Frank-
furt am Main begeben hatten,
sind am Sonnabendnachmit-
tag gut an ihrem Zielort an-
gekommen. Rund 900 Kilome-
ter hat jeder der Schüler in
den Beinen — sie waren in
Frankfurt (Oder) gestartet.

Die Idee zu dieser Tour war
vor drei Monaten geboren
worden. Seitdem hatten die
Jugendlichen elfter Klassen
aus der Ostberliner Käthe-
Kollwitz-Oberschule und dem
Tempelhofer ' Luise-Hen-
riette-Gymnasium gemeinsam
Pläne geschmiedet und Trai-
ningstouren unternommen. Die
Ostberliner organisierten die
Unterkünfte auf Zeltplätzen,
die Westberliner die Über-
nachtungen in Jugendherber-
gen.

Am Sonntag wurden die,
Radsport-Amateure wieder
in Berlin erwartet. Die Strecke
legten sie diesmal allerdings
per Bus zurück.

Gera (ND-Albig). Besucher
aus Thüringen und Bayern,
darunter viele Familien mit
Kindern, erlebten am Sonn-
abend in Gera das Sommer-
festival von „Antenne Bay-
ern". Die teilnehmenden
Künstler wie Frank Zander,
Jürgen von der Lippe und die
Gruppe Karat verzichteten auf
ihre Gage. Mit dem Erlös der
Veranstaltung will der pri-
vate Rundfunksender aus Un-
terföhring Kinderheime im
Thüringer Raum unterstützen.

Frankfurt (ND-Drechsel). Nur-
Männer haben in leitenden Tätig-
keiten in Kommunen des Bezir-
kes Frankfurt (Oder) das Sagen:
Zwölf Landräte und Oberbürger-
meister stellte am Wochenende
die Regierungsbevollmächtigte für.
die "Bezirksverwaltungsbehörde
Britta Schellin der Öffentlichkeit
vor. Auch unter den neuen Res-
sortleitern, die während des fest-
lichen Aktes in der Frankfurter
Konzerthalle ihre Berufungs-
urkunden erhielten, befindet sich
keine Frau. Mit Dr. Eckhard
Fehse, SPD, übernahm ein Mann
das Ressort Wirtschaft, Mittel-
stand und Technologie, dem un-
längst eine Untersuchungskom-
mission in der Halbleiterwerk
GmbH firmenschädigendes Ver-
halten vorwarf.

' Nach Ansicht der Regierungs-
bevollmächtigten müßten jetzt
rasch Konzepte für wirtschaft-
liches Wachstum und neue Ar-
beitsplätze, zur Ansiedlung von
Industrie und Gewerbe im Oder-
bezirk, für eine saubere und le-

bendige Oder, in der die Men-
schen an beiden Ufern wieder ba-
den können, entwickelt werden.
Sie nannte Tourismus als bedeut-
same Einnahmequelle für die Re-
gion. Jedoch dürfe die Landschaft
als „unser Fundus" nicht durch
Hotelburgen und Wochenendkolo-
nien zerstört Werden.

Die SPD-Politikerin plädiert
dafür. Frankfurt als künftige
Hauptstadt Brandenburgs in Be-
tracht zu ziehen. Wer glaube, alle
Einrichtungen und Ämter an
einem Standort konzentrieren zu
müssen, sei altem zentralisti-
schem Denken verhaftet. Auch
für eine Universität des Landes
Brandenburg biete sich die alte
Universitätsstadt Frankfurt mit
ihren großen Freiflächen gerade-
zu an. Ein Vertreter des Landes
Nordrhein-Westfalen informierte
über den Aufbau eines .Bera-
tungsdienstes für die Kommunen.
Jeweils drei bis vier Verwal-
tungsfachleute werden sechs Mo-
nate in den Kreisen der Region
beratend tätig sein.

Eine von den Vorbeigehenden
„kaufkräftig" aufgenommene
Alternative zum Angebot in den
Kaufhallen offerierte am Wochen-
ende Wolfgang Hennig von der
LPG Gommern, Kreis Burg.
Er verkaufte vor der Kaufhalle
am Berliner Franz-Mehring-Platz
Kartoffeln direkt vom LKW. In
Burg und Magdeburg nimmt der
Handel nur 15 Tonnen der Tages-
produktion ab. Übrig bleiben
45 Tonnen. Hinzu kommen noch
600 Tonnen Kartoffeln vom letz-
ten Jahr. Per Vertrag war die
LPG verpflichtet gewesen, diese
Menge einzulagern, um bis Ende
Juli ,die Versorgung zu garantie-
ren, Der Handel kündigte diese
und stornierte die aktuellen Ver-

trage. Nun sitzen die Bauern auf
einem Kartoffelberg, der ständig
wächst. „Die Lagerfrüchte wer-
den auf Halde gehen", so Wolf-
gang Hennig. „Die neuen versu-
chen wir in Berlin, Brandenburg
und Potsdam zu verkaufen." Bei
4,- DM für fünf Kilogramm plus
Fahrtkosten geht das natürlich
nicht ohne Verluste ab. Zum Ver-
gleich: Der Großhandel hätte pro
Kilogramm 3,40 DM gezahlt.

Leider ist der Magdeburger kein
Einzelfall. Überall stehen die
„fliegenden" Händler und versu-
chen auf diese Weise, ihre Pro-
dukte an die Kunden zu bringen.
Daß Bedarf besteht, beweisen vie-
lerorts die Warteschlangen.

Hallo Taxi,
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Ärztetag in
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Ist Frankfurt künftige
Hauptstadt Brandenburgs?
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